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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuss)
zu dem Antrag der Abgeordneten Marieluise Beck
(Bremen), Manuel Sarrazin, Dr. Frithjof Schmidt,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Für eine Strategie zur europäischen Integra-
tion der Länder des westlichen Balkans

– Drucksachen 17/7774, 17/8396 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Peter Beyer
Günter Gloser
Dr. Rainer Stinner
Wolfgang Gehrcke
Marieluise Beck (Bremen) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. – Ich höre
keinen Widerspruch. Dann haben wir das gemeinsam so
beschlossen.
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Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist für die
Fraktion der FDP unser Kollege Dr. Rainer Stinner. Bitte
schön, Kollege Dr. Rainer Stinner.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Rainer Stinner (FDP):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
war gestern Abend auf einer sehr interessanten Veran-
staltung der Robert-Bosch-Stiftung. Dort wurde eine
Studie vorgestellt, in der im gesamten westlichen Balkan
eine Befragung von zwei Generationen vorgenommen
wurde, und zwar derjenigen, die im Jahr 1971 geboren
sind, und derjenigen, die im Jahr 1991 geboren sind. Die
Frage war: Gibt es unterschiedliche Einstellungen und
Befindlichkeiten über die Landesgrenzen hinweg und
zwischen den Generationen?

Die Studie hat einige erstaunliche Ergebnisse
erbracht. Zunächst einmal ist festzustellen: Beide Gene-
rationen, also Jung und Alt, haben das Gefühl, dass es
sich im früheren Jugoslawien besser leben ließ. Sie
sagen: Der Vorgängergeneration – „unseren Eltern“ –
ging es besser, als es uns heute geht. Beide Generationen
haben relativ wenig das Gefühl, dass sie auf dem Balkan
in einer Region leben, in der es darauf ankommt,
gemeinsam etwas zu tun. Sie haben wenig Vertrauen in
ihre Systeme und in ihre Zukunft. Die Jüngeren haben
weniger Reisen in den Westen bzw. nach Europa unter-
nommen als ihre Vorgängergeneration: das heißt, die
heutige Jugend kann bzw. konnte weniger reisen als ihre
Vorgängergeneration. Umso wichtiger ist unsere Visa-
debatte, die wir im letzten Jahr geführt haben. In der jün-
geren Generation gibt es eine etwas größere Zustim-
mung zur EU-Integration als bei denen, die 1971
geboren sind. Das ist die Lage, die wir in den westlichen
Balkanstaaten heute zur Kenntnis nehmen.

Angesichts dieser Befindlichkeiten müsste man
eigentlich sagen: Das Glas ist maximal halb voll oder
halb leer – je nachdem, wie man das sehen möchte –,
aber mehr nicht. Wenn man die Konfliktsituation im
westlichen Balkan aber mit anderen Konfliktsituationen
in dieser Welt vergleicht, muss man zur Kenntnis neh-
men, dass wir in den letzten 10, 15 Jahren wirklich eine
ganze Menge erreicht haben: Zwei Teilstaaten des ehe-
maligen Jugoslawien sind bzw. werden Mitglieder der
Europäischen Union; mehrere andere Staaten haben den
Kandidatenstatus. Wir haben die Militärpräsenz der
NATO drastisch reduzieren können. Es gibt also einen
Entwicklungspfad. Wenn wir uns andere Konfliktregio-
nen anschauen, Somalia, Sudan oder den Norden von
Afrika, dann wird klar, dass im westlichen Balkan relativ
viel erreicht worden ist.

Unser politisches Commitment von 2003 – das sage
ich in jeder Rede zum Thema Balkan – gilt nach wie vor.
Es lautet: Jawohl, ihr seid Teil Europas; das ist geogra-
fisch völlig unbestritten. Wir wollen euch aber auch in
politischer Hinsicht Schritt für Schritt in die Europäische
Union integrieren, und dazu wollen wir beitragen. – Die
Frage lautet jetzt: Was können wir eigentlich tun?

Ich fange mit dem Thema Selbstermächtigung an. Ich
glaube, dass es ungeheuer wichtig ist, die Staaten zu
ermächtigen, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu neh-
men. Liebe Marieluise Beck, an dieser Stelle spreche ich
den Konflikt an, den wir beide seit vielen Jahren in aller
Freundschaft austragen.

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ich wollte heute nichts dazu
sagen!)

– Du wolltest vielleicht nichts dazu sagen, aber du
kommst nicht darum herum. – Es geht um die Rolle des
OHR in Bosnien-Herzegowina. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass wir diese Länder zu lange unter ein Patro-
nat gestellt haben. Wir können mit dem, was die
UNMIK in zehn Jahren im Kosovo erreicht hat, nicht
zufrieden sein. Wir können auch mit dem, was der OHR
in Bosnien-Herzegowina erreicht hat, nicht zufrieden
sein. Da wir diesem Land mit dem Dayton-Abkommen
etwas aufgezwängt haben – ich weiß, dass du gleich mit
dem Dayton-Abkommen argumentieren wirst; wir ken-
nen uns ja gut genug –,

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Willst du nicht lieber nach
mir reden?)

haben wir Verantwortung für dieses Land. Wenn ich aber
Verantwortung habe, weil ich den OHR stelle, dann
muss ich mich auch an den Erfolgen messen lassen, und
das ist einfach zu wenig. Ich sage: Die Selbstermächti-
gung ist ganz wichtig.

Zweitens. Wir müssen die EU-Strukturen verbessern.
EULEX ist noch nicht so, wie es sein sollte. Wir können
nicht zufrieden sein. Wir stehen in Bosnien-Herzego-
wina jetzt vor der Transition vom OHR zum EUHR, zum
europäischen Hohen Repräsentanten. Ich halte das für
dringend geboten. Die Bundesregierung hat in der Ant-
wort auf eine Schriftliche Frage von Frau Beck noch-
mals betont, wie wichtig es ist, die Rolle Europas zu
stärken. Ich bin voll dafür.

Drittens. Wir sollten unsere finanziellen Mittel auf die
Dinge fokussieren, die wirtschaftliches Wachstum her-
vorrufen; denn die wirtschaftliche Situation in der
Region kann insgesamt nur als katastrophal bezeichnet
werden.

Viertens. Wir sollten in Infrastruktur investieren. Ges-
tern Abend haben mir junge Leute aus der Region
gesagt, dass der Zug von Belgrad nach Zagreb im frühe-
ren Jugoslawien viereinhalb Stunden brauchte und heute
siebeneinhalb Stunden braucht. Das ist ein Beispiel für
die Lebenssituation in dieser Region. Diesbezüglich
müssen wir zu Verbesserungen kommen.

Fünftens. Wir müssen schrittweise vorgehen. Ich
halte das Regattaprinzip nach wie vor für richtig. Die
Länder sind einzeln zu beurteilen. Unter anderem des-
halb lehnen wir den Antrag der Grünen heute ab. In ihm
ist zu viel von Gemeinsamkeit die Rede. Ich glaube, es
ist nicht richtig, alle auf einmal mitzunehmen. Es hat
sich gezeigt, dass unser selektives Vorgehen richtig ist.
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Sechstens. Ich glaube, dass die Konditionierung rich-
tig ist. Die Konditionierungspolitik besagt: Wir gehen
den nächsten Schritt mit dem einzelnen Land, wenn es
bereit ist, Bedingungen zu erfüllen. Das hat sich im letz-
ten Jahr zweimal bewährt. Wir haben es bei Bosnien-
Herzegowina gesehen: Bosnien-Herzegowina haben wir
den Visastatus im Gegensatz zu Serbien und anderen
Ländern nicht gewährt. Daraufhin hat Bosnien-Herzego-
wina daran gearbeitet. Nach sechs, acht Monaten waren
sie so weit, dass wir Bosnien-Herzegowina die Visafrei-
heit gewähren konnten. In Serbien war es noch dramati-
scher: Am 9. Dezember hatte Serbien noch keinen Kan-
didatenstatus. Doch dann ist in Serbien viel passiert. Bis
in die letzte Nacht hinein ist bezüglich der Beziehungen
zu Kosovo verhandelt worden. Daraufhin konnte der
Kandidatenstatus vergeben werden.

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. Ich glaube,
dass die Länder dieser Region, die Mitglieder der EU
sind, also Slowenien und in Zukunft Kroatien, eine Vor-
bildfunktion haben. Slowenien hat diese Vorbildrolle zu
wenig eingenommen, vielleicht weil Slowenien schon
im früheren Jugoslawien als Außenseiter gesehen wurde;
einige verorteten es sozusagen bei den Nordlichtern.
Jedenfalls ist meiner Meinung nach zu wenig wahr-
nehmbarer Impetus von Slowenien ausgegangen. Die
Kroaten haben fest versprochen, dass sie es anders
machen werden. Sie tragen ja auch besondere Verant-
wortung für die Kroaten in Bosnien-Herzegowina. Das
ist der Weg, den wir gehen müssen. Diesen Weg können
wir unterstützen, und das wollen wir tun.

Wir sagen nach wie vor: Das Tor zu Europa steht für
die Region offen. Den Schritt durch dieses Tor müssen
die Länder selber machen. Sie sind uns willkommen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Stinner. – Nächster Redner ist

für die Fraktion der Sozialdemokraten unser Kollege
Josip Juratovic. Bitte schön, Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD)

Josip Juratovic (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Wir interessieren uns viel zu wenig dafür, was
vor der Haustür der EU auf dem Westbalkan passiert.
Das war in den 90er-Jahren so, bevor dort Krieg aus-
brach, und es ist leider auch heute so. Deswegen begrüße
ich es, dass die Grünen hier eine europäische Westbal-
kan-Strategie fordern.

(Beifall der Abg. Marieluise Beck [Bremen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In vielen Gesprächen mit den Menschen vor Ort wird
immer wieder gesagt, dass sich ohne Druck aus der EU
auf dem Westbalkan so schnell nichts ändern wird.
Allerdings schaffen wir politische Veränderungen in den
Staaten des westlichen Balkans nur dann, wenn eine Bei-
trittsperspektive besteht. Das Beispiel Kroatien zeigt: Im
Beitrittsprozess wurde das Land moderner, eine Zivil-

gesellschaft wurde aufgebaut, und das Land bekam eine
klare Perspektive abseits des Nationalismus.

Eine europäische Westbalkan-Strategie muss diese
Perspektive für alle Länder schaffen. Das übergeordnete
Ziel muss sein, Perspektiven für junge Menschen zu
schaffen. Wir erleben derzeit auf dem gesamten Balkan
Resignation bis hin zu politischer Apathie. Die Jugend-
arbeitslosigkeit in der gesamten Region beträgt über
50 Prozent. Die wirtschaftliche Produktion liegt bei
gerade einmal 50 Prozent des Niveaus von 1989.
Obwohl die politischen Akteure stets um Investitionen
aus dem Ausland buhlen, sind sie nicht prioritär am Auf-
bau einer Zivilgesellschaft interessiert, die sich auf
demokratische Werte beruft, die wiederum eine Voraus-
setzung für eine funktionierende Wirtschaft sind.

Lassen Sie mich auf Mazedonien, Kosovo und Bos-
nien-Herzegowina näher eingehen. Die politische
Debatte in Mazedonien wird aktuell durch die Identitäts-
frage bestimmt – es geht darum, ob die Menschen dort
attisch oder slawisch sind – und ist damit fokussiert auf
die Vergangenheit statt auf Gegenwart und Zukunft.
Dies führt zu ökonomischen und sozialen Absurditäten.
Jedes Jahr verlassen zahlreiche exzellent ausgebildete
junge Menschen die Universitäten, nur um danach keine
entsprechenden Jobs zu finden und in Cafés zu arbeiten.
Die Situation auf dem Arbeitsmarkt in Mazedonien ist
erschreckend. Schon mit dem Arbeitsvertrag wird eine
Blankokündigung unterschrieben, auch wenn dies nicht
legal ist. Selbst als Putzfrau bekommt man im öffent-
lichen Dienst nur mit Parteibuch eine Stelle. Auch das ist
nicht legal, aber gängige Praxis. Die Menschen haben
Angst, sich politisch und gesellschaftlich zu betätigen,
weil sie fürchten, selbst ihren schlecht bezahlten Job mit
100 Euro Monatslohn zu verlieren. Es ist politischer Irr-
sinn, sich vor Ort in einer solchen Situation nur mit dem
Namensstreit von Griechenland und Mazedonien zu
beschäftigen, anstatt die drängenden politischen, sozia-
len und wirtschaftlichen Probleme anzugehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ähnliches gilt für das Kosovo. In Serbien und im
Kosovo diskutieren alle politischen Kräfte nur über die
Anerkennung des Kosovo. Die wirklichen Probleme die-
ser Länder geraten dadurch in den Hintergrund. Die
Kosovo-Frage darf keine Ausrede für die Politiker vor
Ort sein, wenn sie sich zu wenig darum kümmern, wirt-
schaftliche und soziale Perspektiven für die jungen Men-
schen zu schaffen.

In Bosnien und Herzegowina beobachte ich die glei-
che Tendenz. Prioritär wird dort über die Frage der Enti-
täten und Ethnien diskutiert, und man kann sich nicht auf
eine Verfassung einigen. Gleichzeitig haben die Jugend-
lichen, egal ob in der Republika Srpska oder in der Föde-
ration, null Perspektive. Ökonomische Fragen oder die
Infrastruktur verschwinden hinter den vermeintlichen
nationalistischen Konflikten, die die politische Klasse
bestimmt. Die politische Klasse drückt auch den Jugend-
lichen das nationalistische Denken auf.
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Die Absurdität getrennter Schulen existiert nicht nur
in Bosnien-Herzegowina, sondern auch in Mazedonien.
Die Jugendlichen lernen, in Parallelgesellschaften zu le-
ben, die möglichst wenig miteinander zu tun haben. Ich
bezeichne das, was aktuell an den Schulen passiert, als
eines der größten Verbrechen auf dem Balkan. Den eige-
nen Kindern wird Misstrauen gegenüber anderen Natio-
nalitäten bis hin zur Verachtung anderer Nationalitäten
beigebracht. Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen zum
Thema Nationalismus nicht schweigen, sondern müssen
gegenseitiges Vertrauen in der Region fördern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Wir alle wissen, dass keines dieser Länder allein über-
leben kann. Eine wirtschaftliche Zusammenarbeit ist
ohne Alternative. Am Freihandelsabkommen CEFTA,
zwar von allen unterzeichnet, arbeitet niemand mehr
ernsthaft. So bekommt die Wirtschaft dieser Länder keine
Chance in der Region. Eine Diskussion nur anhand ethni-
scher Grenzen und auf Kosten der Minderheiten macht ei-
nen CEFTA-Dialog unmöglich.

Im nächsten Jahr wird Kroatien der EU beitreten.
Kroatien ist ein Beispiel dafür, dass eine Westbalkan-
Strategie Erfolg haben kann. Auch in Kroatien gab es
jahrelang Diskussionen über Identität und Nationalis-
mus. Mit Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen wurden
die öffentlichen Diskussionen aber in eine andere Rich-
tung gelenkt. Durch die 35 Kapitel, die verhandelt wur-
den, haben Medien und Öffentlichkeit neue Maßstäbe
bekommen, um die Politik zu beurteilen, und sie tun dies
nicht mehr anhand nationalistischer Kriterien.

Durch die Beitrittsverhandlungen wurde deutlich,
dass die alten politischen Kräfte, die nur in ihren natio-
nalen Kategorien denken, nicht die Ideen für die Zukunft
haben. Neue politische Akteure bekamen eine Chance.
Ein Kroatien mit einem Präsidenten Josipovic wäre vor
zehn Jahren undenkbar gewesen. Nur durch die gesell-
schaftlichen Veränderungen infolge der EU-Verhandlun-
gen wurde ein so integrer Präsident wie Josipovic über-
haupt möglich. Eine solche Entwicklung sollten wir für
alle Westbalkan-Staaten anstreben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Johann
Wadephul [CDU/CSU])

– Danke.

Wir dürfen uns nicht mehr damit aufhalten, mit den
nationalistischen politischen Kräften vermeintliche
Kompromisse auszuhandeln, die dann doch wieder nur
anhand der alten nationalistischen Kriterien umgesetzt
werden, sondern wir müssen durch Beitrittsverhandlun-
gen neue politische Kriterien aufstellen und somit den
neuen politischen Kräften eine Chance geben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Kolleginnen und Kollegen, wir alle haben in diesen
Ländern Schwesterparteien. Das muss auch ein Druck-

mittel sein. Die CDU muss in Mazedonien auf die Re-
gierungspartei, die Mitglied der EVP ist, noch stärker
einwirken. Ich sage selbstkritisch: Wir Sozialdemokra-
ten müssen in der Republika Srpska auf die sogenannte
Sozialdemokratische Partei noch mehr Druck ausüben,
Politik und nicht Nationalismus zu betreiben.

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Ja, macht mal! 
Gut!)

Wir müssen den Weg, den Kroatien gemeinsam mit
der EU zurückgelegt hat, auf die anderen Staaten über-
tragen. Dazu müssen wir in den Beitrittsverhandlungen
die Themen Verwaltung und Justiz vorrangig behandeln,
auch schon bevor ein Land offiziell Beitrittskandidat
wird. Nur so bieten wir neuen Kräften eine Plattform für
politische Veränderungen in ihren Ländern. Nur so
schaffen wir einen Lichtblick für die Gesellschaften auf
dem Westbalkan und bewahren die Glaubwürdigkeit un-
serer europäischen demokratischen Werte. Deshalb stim-
men wir dem Antrag der Grünen zu.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Josip Juratovic. – Nächster

Redner für die Fraktion der CDU/CSU ist unser Kollege
Roderich Kiesewetter. Bitte schön, Kollege Kiesewetter.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin froh,
dass wir uns dieses Themas mit Ernsthaftigkeit anneh-
men und dass es mehr Gemeinsamkeiten als Gräben
gibt. Allerdings, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
grünen Partei: Wir können Ihrem Antrag aus zwei Grün-
den nicht zustimmen. Ich möchte sie im Folgenden aus-
führen.

Es ist sehr gut, dass wir versuchen, das Konflikt-
potenzial in der Region zu neutralisieren, und dass wir
gemeinsam an Strukturen arbeiten, die dauerhaft den
westlichen Balkan in die Europäische Union integrieren.
Wir finden aber, dass Sie bei der inhaltlichen Ausgestal-
tung Ihres Antrags deutlich hinter diesem Anspruch zu-
rückbleiben.

Zunächst beschwören Sie Thessaloniki. Seit dem Jahr
2003 ist es fast schon Tradition bei uns im Bundestag,
das Thema der EU-Beitrittsperspektive des westlichen
Balkans anzusprechen. Dadurch reden wir sie aber nicht
herbei. Wir müssen das praktisch ausgestalten. Das Ziel
einer EU-Mitgliedschaft für die gesamte Region wurde
ein ums andere Mal bestätigt. Das ist unstrittig und muss
deshalb nicht ein weiteres Mal beantragt werden. Auch
bei der Diskussion des EU-Erweiterungspakts 2011 ging
es darum, dass wir die regionale Zusammenarbeit und
die Aussöhnung auf dem Balkan vertiefen müssen.

Wir als Unionsfraktion sehen hier nicht die Gefahr ei-
ner isolierten Betrachtung einzelner Staaten, wie Sie das
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in Ihrem Antrag anführen. Wir glauben, dass die EU
nicht nur über einen Gesamtansatz verfügt, sondern dass
wir das auch praktisch ausgestalten. Es geht schlichtweg
darum, wie wir die Westbalkan-Strategie in der Praxis
erlebbar machen. – Ich füge hinzu: Wir in der Union ha-
ben seit Anfang 2010 eine Westbalkan-Arbeitsgruppe.
Die jeweiligen Berichterstatter unternehmen regelmäßig
Reisen. Wir machen uns unser eigenes Bild vor Ort. Dies
bringen wir in die Debatten des Bundestages, insbeson-
dere aber auch in die Parlamentariergruppen ein. Ich
glaube, damit leisten wir dem Parlament einen hervorra-
genden Dienst und tragen zu einem fairen Informations-
austausch bei.

Uns geht es auch darum, eine Aufweichung der Ko-
penhagener Kriterien zu verhindern;

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

denn diese definieren die wesentlichen Vorgaben für die
beitrittswilligen Staaten. Deshalb müssen wir an diesen
Kriterien festhalten. Warum? Es geht darum, dass wir
die Staaten des westlichen Balkans auch an den europäi-
schen Wertekanon heranführen wollen. Dazu werde ich
gleich ein paar Punkte ansprechen.

Entscheidend ist für uns, dass wir keine Paketlösung
anstreben. Das könnten Sie nachher vielleicht einmal er-
klären; denn es kommt uns so vor, als ob Sie das indirekt
fordern. Vielmehr wollen wir das Ganze von den tat-
sächlichen Leistungen einzelner Staaten und deren Fä-
higkeiten abhängig machen.

Ihr Antrag kommt uns so vor, als ob Sie eine Quadra-
tur des Kreises fordern, indem Sie uns einerseits eine
Politik möglichst naher Beitritte nahelegen und auf der
anderen Seite die strikte Einhaltung der Kriterien for-
dern. Das ist sicherlich kein Automatismus, bedarf aber
der Erklärung. Die Politik der EU-Erweiterung auf dem
Westbalkan müssen wir auch im Interesse der Menschen,
die jahrelang Krieg erlebt haben, vollziehen. Zugleich
– das ist uns als Union wichtig – geht es darum, die in-
nenpolitische Akzeptanz für die Erweiterung innerhalb
der Europäischen Union zu erreichen. Das sehen wir ge-
rade im Lichte der Euro-Diskussion. Wir dürfen nicht
zulassen, dass auf der Bank des Euro in doppeltem Sinne
die EU-Beitrittsperspektive des Balkans scheitert. Des-
halb wollen wir kein Abrücken von der leistungsbezoge-
nen Aufnahme in die EU. Dass das machbar ist, zeigt die
Aufnahme Kroatiens im nächsten Jahr.

Als Union sehen wir folgende Erfolgsfaktoren. Dies
sind Rechtsstaatlichkeit, Meinungsfreiheit, regionale Zu-
sammenarbeit, eine Visaliberalisierung, an der wir ge-
meinsam gearbeitet haben, insbesondere für Bosnien
und Albanien, sowie Wirtschaftsthemen. Es gibt aber
noch ungelöste Fragen.

Was wir in der vergangenen Woche bei der Abstim-
mung zwischen Serbien und dem Kosovo erlebt haben,
mag ermutigend sein. Dennoch warne ich davor, dies als
Status quo hinzunehmen. Nicht dass wir mit dem Ko-
sovo und dem kleinen Stern ein weiteres FYROM in der
Europäischen Union haben. Vielmehr müssen wir im
Rahmen des serbischen Beitrittsprozesses eindeutig for-
dern, dass am Ende dieses Prozesses auch der Austausch
von Botschaftern steht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Des Weiteren – ich glaube, wir Außen- und Europa-
politiker sind uns darin einig – geht es darum, wie wir
dem Kosovo und seiner sehr jungen Bevölkerung helfen.
Deshalb sollten wir über weitere Visaliberalisierungen
und über Liberalisierungen in den Bereichen Bildung
und Wirtschaft nachdenken. Ich glaube, dass es aller
Mühe wert ist, auf unsere Innenpolitiker einzuwirken
und den interparlamentarischen Diskussionsprozess fort-
zusetzen.

Von Serbien fordern wir die Aufklärung des Brandan-
schlags auf die deutsche Botschaft vom Februar 2008.
Offensichtlich sind die handelnden Personen bekannt.
Als Bundesrepublik Deutschland erwarten wir die Auf-
klärung; denn der Kandidatenstatus muss mehr sein als
nur ein politischer Vorschuss. Er muss auch durch tätige
Leistungen unterstrichen werden. Gleiches gilt für gut-
nachbarschaftliche Beziehungen zu allen Nachbarn Ser-
biens.

Außerdem haben Sie den Minderheitenschutz ange-
sprochen. Wir unterstützen das ausdrücklich. Allerdings
hätte ich mir gewünscht, dass Sie auch die Trennung in
Schulen insbesondere in Bosnien-Herzegowina ange-
sprochen hätten. Es erfüllt uns alle mit Sorge, dass hier
nach Ethnien getrennt gemeinsam Schulen genutzt wer-
den, deren Pausenhöfe teilweise sogar mit Drähten von-
einander getrennt sind.

Zum Abschluss möchte ich noch einen Blick über die
EU hinaus wagen. Wir stützen uns als Europäische
Union im Zusammenhang mit dem Balkan auch deutlich
auf die NATO. Ich möchte hier einen konkreten Vor-
schlag unterbreiten: Ich glaube, es würde Bosnien-Her-
zegowina sehr helfen, wenn wir gemeinsam daran arbei-
ten würden, dass der sogenannte Beitrittsaktionsplan, der
Membership Action Plan, für Bosnien-Herzegowina mit
Blick auf eine spätere NATO-Mitgliedschaft in Angriff
genommen wird. Das kostet nichts, aber führt zu einer
stärkeren Anstrengung innerhalb Bosnien-Herzegowinas
und festigt die gesamtstaatliche Klammer.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden
heute der Beschlussempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses folgen. Wir unterstützen aber immer konkrete
Projekte. Zwei konkrete Projekte – den Membership Ac-
tion Plan und den Ausgleich zwischen Kosovo und Ser-
bien – habe ich angesprochen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Kiesewetter.

Die Kollegin Sevim Dağdelen gibt ihre Rede zu Pro-
tokoll.1) Deswegen steht schon Frau Kollegin Marieluise

1) Anlage 5
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Beck am Rednerpult. Ihr gebe ich für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin
Marieluise Beck.

(Beifall des Abg. Josip Juratovic [SPD])

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Herr Stinner, ich glaube, wir müssen
dafür sorgen, dass die FDP-Fraktion nach den Grünen
spricht – wegen größerer Kleinheit –, damit Sie mir end-
lich antworten können und nicht immer vorwegnehmen,
was ich sagen werde.

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn sie dann noch da sind!)

Das wird vielleicht so kommen. Warten wir einmal ab.

In diesen Tagen vor 20 Jahren sind in Sarajevo Hun-
derttausende auf die Straße gegangen, weil ein Krieg in
der Luft lag, den sie auf keinen Fall wollten. Sie ahnten,
dass ein Inferno auf sie zukommen würde. Weil es ihnen
nicht gelungen ist, den Militärs und den Paramilitärs in
den Arm zu fallen, ist es dann auch tatsächlich so ge-
kommen. Drei Jahre Krieg, Belagerung, Vertreibung und
Tod – und eine Weltgemeinschaft, die hilflos und unent-
schlossen zugeschaut hat. Nicht umsonst fällt das Wort
Srebrenica, das erstaunlich schnell in Vergessenheit ge-
raten ist, angesichts der Ratlosigkeit in Bezug auf die
dramatischen Ereignisse in Syrien jetzt immer wieder.
Wir haben uns damals versprochen: Nie wieder! – Wir
sind jetzt nicht in der Situation eines drohenden Waffen-
gangs, aber Europa hat die Verpflichtung und die Auf-
gabe, den Staaten des zerfallenen Jugoslawiens den Weg
in die Europäische Union zu ebnen, und zwar auch aus
eigenem Interesse; denn wer die langen historischen Li-
nien kennt – im Jahre 2014 jährt sich das Attentat von
Sarajevo zum hundertsten Mal –, der weiß, dass sich Un-
ruhe auf dem Balkan immer auf das restliche Europa
ausgewirkt hat.

Es ist viel geschafft worden: Slowenien ist ein geach-
tetes Mitglied der EU, die Republik Kroatien wird ihr
beitreten, Montenegro und Serbien haben einen Kandi-
datenstatus. Aber es bleiben die sogenannten unvollen-
deten Staaten; sie müssen uns wirklich besorgen. Dazu
gehört Mazedonien, dessen innere Verfassung aufgrund
der albanischen Minderheit ausgesprochen fragil ist. Das
Land hat schon jetzt angekündigt, dass es, sollte es zu
Grenzverschiebungen kommen, seinerseits auf Grenz-
verschiebungen setzen wird. Wir müssen uns also da-
rüber klar sein, dass Grenzverschiebungen – ich spreche
über Nordkosovo – dramatische Konsequenzen in ande-
ren Regionen auf dem Balkan nach sich ziehen würden
und den Balkan wieder in Flammen setzen könnten.

(Josip Juratovic [SPD]: Richtig!)

Bosnien und Herzegowina, über das wir hier immer
wieder sprechen, ist durch eine vollkommen unzulängli-
che Verfassung schwer belastet. Kollege Juratovic, Sie
sprechen es zu Recht an: Es ist auch durch politische Eli-

ten belastet, die auf Grundlage des Nationalismus ihre
Süppchen kochen und auf ihre Weise davon profitieren.

Die Auseinandersetzung um das OHR betrifft die
Frage, ob die Attraktivität der Europäischen Union – da-
rauf setzt die Strategie des Auswärtigen Amtes – wirk-
lich so groß ist – Sie selber haben gesagt, dass sie bei
vielen Bevölkerungsgruppen anscheinend nicht so groß
ist –, dass die EU-Instrumentarien reichen werden, und
ob sie stark genug sein werden, um den destruktiven
Kräften, die es gerade innerhalb von Bosnien, vor allen
Dingen in der Republik Srpska, gibt, Einhalt gebieten zu
können.

Das ist eine offene Wette, Herr Kollege Stinner. Ich
hoffe, Sie haben mit Ihrem Vertrauen in die EU-Instru-
mentarien recht. Es gibt neue Kräfte, nämlich die antina-
tionalistische Initiative K 143, zu der sich 143 Kommu-
nen in Bosnien zusammengeschlossen haben.

Wir betonen in unserem Antrag noch einmal, Herr
Kollege Kiesewetter: Immer und immer wieder muss
glaubhaft versichert werden, dass wir alle diese Länder
in der EU sehen wollen und dass wir alles dafür tun wer-
den, dass der Letzte nicht irgendwann in 20 Jahren
kommt, sondern dass tatsächlich alle möglichst zeitnah
kommen. Das liegt auch in unserem eigenen Interesse.
Schwarze Löcher im Westbalkan können wir nicht ge-
brauchen.

Schönen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Kollege Marieluise Beck. – Letzter

Redner in unserer Aussprache ist für die Fraktion der
CDU/CSU unser Kollege Thomas Silberhorn. Bitte
schön, Kollege Thomas Silberhorn.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Der Antrag, den Bündnis 90/Die Grünen vorgelegt
haben, beschreibt im Wesentlichen die Haltung, die auch
die Bundesregierung zur Heranführung der Staaten des
westlichen Balkans an die Europäische Union vertritt.

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das haben wir uns fast ge-
dacht!)

Ich begrüße ausdrücklich, dass auch Ihre Fraktion diesen
Ansatz der Bundesregierung im Grundsatz teilt und mit-
trägt.

Der Europäische Rat hat bei seinem Gipfeltreffen in
der letzten Woche, am 1. und 2. März, Serbien den Kan-
didatenstatus verliehen. Montenegro hat bereits am
8. und 9. Dezember letzten Jahres den Beginn der Bei-
trittsverhandlungen in Aussicht genommen. Kroatien
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wird voraussichtlich im Juli 2013 als 28. Mitglied der
Europäischen Union beitreten.

Das zeigt, dass die europäische Perspektive, die die
Mitgliedstaaten der Europäischen Union dem westlichen
Balkan in der Erklärung von Thessaloniki 2003 eröffnet
haben, schrittweise in die Realität umgesetzt wird. Es
gibt eine klare europäische Perspektive, zu der wir uns
nach wie vor bekennen.

Mit Verlaub, wir brauchen auch keine neue Strategie,
wie Sie sie in Ihrem Antrag fordern. Entscheidend ist,
dass die Erklärung von Thessaloniki jetzt Zug um Zug
mit Leben erfüllt wird und dass wir konkrete Ergebnisse
vorzeigen können.

In den letzten Wochen und Monaten sind im Hinblick
auf die Länder des westlichen Balkans wichtige Fort-
schritte erzielt worden. Ich denke, es ist auch wichtig, zu
betonen, dass die Bundesregierung dabei eine mitent-
scheidende Rolle gespielt hat.

Die Bundeskanzlerin war am 23. August 2011 in Ser-
bien, und Bundesaußenminister Westerwelle war am
23. Februar dieses Jahres dort, also kurz vor den ent-
scheidenden Beratungen über die Verleihung des Kandi-
datenstatus. Ohne diesen persönlichen Einsatz der Bun-
deskanzlerin und des Bundesaußenministers wären die
Verhandlungen angesichts der diffizilen Lage mit Si-
cherheit erheblich schwieriger verlaufen.

Wenn wir uns am Beispiel Serbiens die Dimensionen
dieses Beschlusses der letzten Woche vor Augen führen
wollen, dann muss man nur wenig mehr als zehn Jahre
zurückblicken, als Serbien mit seinen Nachbarvölkern
im Krieg stand und sich Luftangriffen der NATO ausge-
setzt sah. Heute stellt das Land keine militärische Bedro-
hung für seine Nachbarn mehr dar und klopft an die Tür
der Europäischen Union. Das ist eine positive Entwick-
lung, die es zu würdigen gilt.

Maßgeblichen Einfluss auf diese Entwicklung und die
Versöhnungsprozesse im westlichen Balkan hat zweifel-
los die Perspektive dieser Länder auf eine Mitgliedschaft
in der Europäischen Union. Das ist hier mehrfach ange-
klungen. Deswegen ist es wichtig, dass nach dem militä-
rischen Eingreifen und der Beendigung der Kampfhand-
lungen für die gesamte Region eine dauerhafte politische
Perspektive in der Europäischen Union eröffnet worden
ist. Es geht darum, konstruktiv an dieser Stabilisierung
mitzuwirken. Es geht aber auch darum, dass die betroffe-
nen Staaten die notwendigen, oft schmerzhaften innen-
politischen Maßnahmen dazu ergreifen.

Es ist sicherlich wichtig, dass diese Staaten – ich
denke insbesondere an Kroatien, aber auch an Serbien;
von Herrn Stinner ist zu Recht Slowenien angesprochen
worden – auch ihre regionale Verantwortung wahrneh-
men. Wir setzen darauf, dass die Entwicklung in Slowe-
nien, in Kroatien und jetzt zunehmend auch in Serbien
eine positive Auswirkung auf Bosnien-Herzegowina, auf
Montenegro, auf den gesamten westlichen Balkan hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich glaube, dass wir diesen Ländern auch diese regionale
Verantwortung abverlangen müssen.

Die Ausrichtung der Westbalkan-Staaten auf die Eu-
ropäische Union zeigt, dass die EU jenseits der Staats-
schuldenkrise ihrer Rolle als Stabilitätsanker in der Re-
gion unvermindert gerecht wird.

Bei aller Freude darüber und ungeachtet der Gültig-
keit der Erklärung von Thessaloniki dürfen wir aber
nicht die Augen davor verschließen, dass eine Reihe gro-
ßer Herausforderungen weiterhin damit verbunden ist.
Das gilt in erster Linie für die Staaten des westlichen
Balkans im Hinblick auf die Erfüllung der Beitrittskrite-
rien. Es gilt aber auch für die Europäische Union.

Die Staaten des westlichen Balkans stehen nach wie
vor vor der schwierigen Aufgabe, Versöhnung und An-
näherung zu erreichen. Aber sie müssen eben auch die
notwendigen innenpolitischen Reformen unternehmen.
Das wird auch enorme Zeit in Anspruch nehmen. Ich
weise nur auf die acht Jahre hin, die allein Kroatien ge-
braucht hat, um jetzt den Beitritt vollziehen zu können.
Das ist eine realistische Perspektive. Dies bedeutet, dass
wir den Ländern des westlichen Balkans auch in aller
Klarheit vor Augen führen müssen, welche Anstrengun-
gen mit einem Beitritt zur Europäischen Union verbun-
den sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben mit der Erweiterungsrunde 2004 einschlä-
gige Erfahrungen gemacht, die uns sagen: Wir dürfen
nicht noch einmal einen Big Bang machen, sondern
müssen jedes Land nach seinen eigenen Fortschritten be-
werten. Wir wollen keine Rabatte gewähren. Vielmehr
muss jedes Land die Kriterien für sich erfüllen.

Wir sagen aber auch ganz klar Ja zur europäischen
Perspektive des westlichen Balkans. Wir sind zuver-
sichtlich, dass die junge Generation in diesen Staaten eu-
ropäisch ausgebildet und europäisch orientiert ist. Ge-
rade ihnen müssen wir eine realisierbare, von ihnen noch
erlebbare Perspektive auf eine Mitwirkung in der Euro-
päischen Union eröffnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Josip
Juratovic [SPD]: Das ist ganz wichtig, ja!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Thomas Silberhorn. – Ich

schließe die Aussprache.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie darauf
hinweisen, dass wir jetzt noch eine Reihe von Abstim-
mungen gemeinsam vor uns haben.

Wir kommen aber zunächst zur Beschlussempfehlung
des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel „Für eine
Strategie zur europäischen Integration der Länder des
westlichen Balkans“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/8396, den An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksa-
che 17/7774 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktionen
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und die Linksfraktion. Gegenprobe! – Das sind die So-
zialdemokraten und Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltun-
gen? – Keine. Die Beschlussempfehlung ist angenom-
men.
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Zu Protokoll gegebene Rede 

zur Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts zu dem Antrag: Für eine Strategie zur
europäischen Integration der Länder des westli-
chen Balkans (Tagesordnungspunkt 16)

Sevim Dağdelen (DIE LINKE): Vor fast genau
13 Jahren haben Sie dem völkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg auf Jugoslawien ihre Zustimmung gegeben. Da-
mals haben Sie Ihre Zustimmung zum Krieg sogar perfi-
derweise mit der Gefahr eines „neuen Auschwitz“
begründet. Das war unerträglich und widerlich. In Ihrem
nun zur europäischen Integration der daraus hervorge-
gangenen Länder und Entitäten vorgelegten Antrag for-
dern Sie – nur von Serbien, wohlgemerkt – eine weitere
„Auseinandersetzung mit dem Zerfall Jugoslawiens“.
Vielleicht sollten Sie sich selbst einmal damit auseinan-
dersetzen, was Sie mit Ihrer Zustimmung zum NATO-
Bombardement auf Jugoslawien zu diesem „Zerfall“ bei-
getragen haben. Und vielleicht sollten Sie sich auch ein-
mal damit auseinandersetzen, was Ihre Politik der Unter-
stützung von Rebellen- und Separatistenbewegungen je
nach Interessenlage für Folgen hat. Sie von den Grünen,
besonders Frau Beck, sehen keine deutsche Verantwor-
tung, keine Schuld. Sie sehen keinen Zusammenhang
zwischen der deutschen Anerkennungspolitik gegenüber
Kroatien und Slowenien, dem NATO-Überfall auf Jugo-
slawien und der Herauslösung des Kosovo und den an-
schließenden Konflikten in Mazedonien, Bosnien und
Herzegowina, dem Georgien-Krieg 2008 und den Kon-
flikten im Südkaukasus, die kurz vor der Explosion ste-
hen. In Ihrem Antrag fordern Sie, meine Damen und
Herren der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, auf dem
Balkan noch genau eine Grenze zu ziehen. Dieser
Grenzposten zwischen Serbien und dem Kosovo wird
gerade alltäglich von deutschen Soldaten und Polizisten
gegen den Widerstand der im Norden des Kosovo ansäs-
sigen Bevölkerung durchgesetzt. Es kommt Tränengas
zum Einsatz, und manchmal wird scharf geschossen. Sie
fordern in Ihrem Antrag, dass diese Grenze völkerrechts-
widrig auch von den Staaten der EU anerkannt wird, die
aufgrund eigener sezessionistischer Bestrebungen wis-
sen, was das bedeutet. Das ist eine im wahren Sinne des
Wortes imperialistische Politik. Diese Art des Rechtsni-
hilismus in der internationalen Politik legt die Axt an die

Wurzel des friedlichen Zusammenlebens weltweit. Das
müssen Sie endlich einmal einsehen. Ich fordere Sie auf:
Kehren Sie endlich um auf diesem Weg! Kehren Sie zu-
rück zum Völkerrecht! Es ist beinahe traurig, dass nur
noch die Linke im Bundestag als einzige Fraktion für
eine völkerrechtskonforme Außenpolitik steht. 

Diese Politik der neuen Grenzziehungen setzt sich bei
Ihnen gerade so in Afrika fort – und hat auch dort
schreckliche Folgen. Sie erkennen keinen Zusammen-
hang zwischen der Zerschlagung Jugoslawiens und den
zunehmend sezessionistischen Bestrebungen der SPLM/A
im Sudan. Ihre Kollegin im EP, Franziska Brantner, ließ
sich vor diesem Hintergrund zu der Aussage hinreißen,
man solle doch einmal die alten Kolonialgrenzen in
Afrika „überdenken“. Sehen Sie denn nicht die Folgen
dieser Politik? Afrika erlebt eine neue Welle gewaltsa-
mer Sezessionsbestrebungen, in Somalia wurde ein
neuer Staat Khatumo ausgerufen; infolge des Libyen-
Krieges wollen Tuareg-Kämpfer das Azawad von Mali
abtrennen. Die Rebellen in Libyen selbst, die Sie unter-
stützt und anerkannt haben wollten, haben vor wenigen
Tagen die Unabhängigkeit der Cyrenaika erklärt, und ge-
genwärtig eskalieren auch wieder die Kämpfe zwischen
der senegalesischen Armee und den Casamance-Rebel-
len. 

Die EU-Außenpolitik nutzt diese Instabilität, indem
sie wahlweise mit Rebellen, Sezessionisten oder Dikta-
toren zusammenarbeitet, um möglichst billig an Roh-
stoffe heranzukommen. Sie, meine Damen und Herren
von den Grünen, laufen ihr dabei applaudierend und von
Menschenrechten faselnd hinterher. Entsprechend stili-
sieren Sie in Ihrem Antrag auch die EU zur „historischen
Errungenschaft“ und fordern deren weiteren Umbau
nach den Prinzipien des Imperialismus: Die Beitrittsstaa-
ten – allen voran wird immer Serbien genannt – sollen
Kriterien erfüllen, die innerhalb der EU längst für obso-
let erklärt worden sind. Sie fordern „erhebliche Anstren-
gungen“ zur „wirtschaftlichen Transformation“ und
schweigen zu den gesellschaftlichen Zerwürfnissen, die
diese neoliberalen Reformprogramme mit sich bringen.
Selbst wenn die Staaten des westlichen Balkans eines
Tages in die EU aufgenommen werden sollten, sollen sie
nicht dieselben Rechte haben wie die alten, „zentralen“
Staaten der EU. Sie sollen weitere Beitritte nicht „blo-
ckieren“ dürfen. Die Linke lehnt eine solche Politik der
doppelten Standards ab. 

In Wirklichkeit zielt Ihr Antrag darauf ab, diese mili-
tärisch herbeigebombten Kleinstaaten dauerhaft als voll-
wertige Mitglieder aus der EU herauszuhalten. Die vor-
geschlagenen Maßnahmen zur Verhinderung von „Un-
gleichzeitigkeiten der Länder bei der Annäherung“, ge-
meinsame „Übergangsregelungen“, werden ein willkom-
menes Werkzeug sein, diese Staaten – auch bei Erfüllung
aller Kriterien – in einer peripheren Partnerschaft außen
vor zu lassen. Auch aus diesem Grund lehnt die Linke
den vorgelegten Antrag ab.

Eine friedliche und solidarische Außenpolitik ist in
Deutschland möglich.
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